
Planfeststellungsverfahren für die „Flächenherrichtung Steinwerder Süd“ 

Auslegung der Planunterlagen sowie Unterrichtung nach § 19 Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung 

 

Die Hamburg Port Authority (Vorhabenträgerin) hat für das vorstehende Vorhaben bei der als Anhö-

rungs- und Planfeststellungsbehörde zuständigen Behörde für Wirtschaft und Innovation die Planfest-

stellung beantragt. 

Das Vorhaben hat die hat die Herrichtung einer ca. 26,4 ha großen Fläche, Steinwerder Süd, zum Ge-

genstand. Diese Fläche umfasst Teile des heutigen Hansaterminals, des Oderhafens sowie des Roß-

terminals. Die vorhandenen Landflächen sollen aus Gründen des Hochwasserschutzes auf ein Niveau 

von derzeit rd. +5,5 m NHN auf rd. +7,7 m NHN aufgehöht, die Höftspitzen Roßhöft und Oderhöft zu-

rückgebaut und der dazwischenliegende Bereich des Oderhafens ebenfalls auf ein Niveau von +7,7 m 

NHN aufgehöht werden. Die hierdurch geschaffene 26,4 ha große, zusammenhängende Fläche schließt 

nach Norden und Osten mit Üferböschungen ab; im Westen bleibt die Bestandskaimauer erhalten.  

Im Einzelnen wird das Vorhaben folgende Maßnahmen umfassen:  

- Teilrückbau der Flächen Roßterminal und Hansaterminal (Roßhöftspitze, Oderhöftspitze) 

- Rückbau der vorhandenen Verkehrsanlagen 

- Vorlaufende und begleitende Kampfmittelsondierung und ggf. Bergungen 

- Rückbau der Kaianlagen 

- Rückbau vorhandener Brücken, HWS-Wände und sonstiger Anlagen auf den derzeitigen Ober-

flächen 

- Herstellung eines Abschlussdammes einschließlich begleitender Aufbau von Uferböschungen-

nach Norden zum Ellerholzhafen 

- Aufhöhung des Oderhafens und der angrenzenden Flächen 

- Aufbau von Böschungen im Osten (Stettiner Ufer) sowie im Süden (Anschluss andie Vorhaben-

fläche Köhlbrandtunnel) 

- Stilllegung des Bodenlagers Hansaterminal  

- Herstellung einer temporären Oberflächenbefestigung 

Die neu entstehende Hafenfläche ist so konzipiert, dass sie für verschiedene und nach gegenwärtigem 

Stand zu erwartende Hafennutzungen entwickelt werden kann. Die Errichtung einer nutzerspezifischen 

Suprastruktur ist nicht Gegenstand dieses Planfeststellungsantrages.  

Mit dem Vorhaben einschließlich der Umweltmaßnahmen einhergehen werden Beeinträchtigungen so-

wohl des Vorhabensbereichs als auch benachbarter Bereiche und baulicher Anlagen durch unmittelbare 

Inanspruchnahme oder mittelbare Auswirkungen (z.B. durch Schalleinwirkungen aus Baulärm).  

Wegen der Einzelheiten des vorgenannten Vorhabens wird auf die Planunterlagen verwiesen. 

Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann die Planfeststellungsbehörde durch Planfeststellungsbe-

schluss entscheiden.  

 



I. Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die Vorhabensträgerin hat die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß §§ 5 Abs. 1 

Satz 2 Nummer 1, 7 Abs. 3 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) beantragt. Die An-

hörungs- und Planfeststellungsbehörde erachtet das Entfallen der Vorprüfung als zweckmäßig, da das 

Vorhaben auch nach ihrer Einschätzung erheblich nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die 

nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Gemäß § 7 Abs. 3 

Satz 2 UVPG besteht unter diesen Voraussetzungen die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung ohne vorherige Durchführung einer Vorprüfung. 

II. Auslegung der Planunterlagen 

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens ergeben, sowie die Unterlagen 

über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG vom 15. August 2022 bis zum 

14. September 2022 zur Einsicht aus im: 

 Bezirksamt Hamburg-Mitte, Dezernat für Wirtschaftsförderung, Bauen und Umwelt, Fachamt 

Bauprüfung – Kundenservice, Caffamacherreihe 1-3, 5. OG, Flurbereich C (Servicebereich), 

20355 Hamburg 

Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminvereinbarung unter der Telefon-

nummer (040)42854-3313 oder per Email-Anfrage unter  

bp-service@hamburg-mitte.hamburg.de  

während der Kundenservicezeiten möglich. 

Das Tragen von FFP2-Masken wird empfohlen. Für die Einsichtnahme sind die jeweiligen besonderen 

Nutzungsbedingungen der vorgenannten Dienststelle im Rahmen der gegenwärtigen COVID-19 Pan-

demielage zu beachten. 

Bei den Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG, die der 

Planfeststellungsbehörde mit dem Antrag vorgelegt wurden, handelt es sich insbesondere um folgende 

Unterlagen: 

 Erläuterungsbericht mit Anlagen 

 UVP-Bericht mit Anlagen (Biotoptypen Bestand, Boden Bestand, Biotoptypen Planung, Boden 

Planung, Schemaschnitt Maßnahmenfläche Tidebiotop, Bauwerksdokumentation Brücken, Fo-

todokumentation Travehafenufer) 

 Allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfassung nach § 16 Abs. 1 Nr. 7 UVPG 

(UVP-Bericht S. 134 ff.) 

 FFH-Vorprüfung 

 Fachbeitrag Artenschutz 

 Fachbeitrag Immissionsschutz (einschließlich Schalltechnische Untersuchung zum Planfest-

stellungsverfahren für die geplante Hafenfläche Steinwerder Süd in Hamburg, Untersuchung 

der Lichtimmissionen, Luftschadstoffuntersuchung, Bilanzierung der Treibhausgasemissionen, 

Immissionsschutzrechtliche Untersuchung Sieb- und Brechanlage, Stellungnahme zur vorsorg-

lichen Beantragung von passiven Lärmschutzmaßnahmen) 



 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie  

 Wasserbauliche Systemanalyse 

 Stauwasserströmungsmodell 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan mit Anlagen (Boden Bestand, Biotoptypen Bestand, Bo-

den Planung, Biotoptypen Planung, Schemaschnitt Maßnahmenfläche Tidebiotop) 

 Wasserbehandlungsanlage 

 Baustellenanlager: Sieb- und Brechanlage 

 Eingungsfeststellung Tankstelle 

 Verkehrsuntersuchung 

 Biologische Erfassungsberichte (Flora-Fauna-Gutachten, Fischfauna, Fischwinterlager 1, 

Fischwinterlager 2, Makrozoobenthos, Fische und Makrozoobenthos 2, Rastvorgelerfassung, 

Vergrämungskontrolle 1-3, Scharlachkäfer) 

 Stilllegungsanzeige Bodenlangzeitlager Hansaterminal (BImSchG) 

 

III. Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen 

Einwendungen und Stellungnahmen nach § 73 Absatz 4 HmbVwVfG 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis einen Monat nach Ablauf der 

Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben (vgl. § 73 Absatz 4 HmbVwVfG i.V.m. § 21 

Absätze 2, 5 UVPG). Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die 

nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung 

nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung ge-

gen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, können innerhalb der vorgenannten Frist Stellungnah-

men zu dem Plan abgeben. Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind auch diese Stellungnahmen ausge-

schlossen.  

Äußerungen nach § 21 UVPG 

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des 

Vorhabens äußern. Die Äußerungsfrist endet einen Monat nach Ablauf der Frist für die Auslegung der 

Unterlagen. Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens 

alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Die Äu-

ßerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorha-

bens beziehen (s.o.). 

Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen können demnach bis zum 14. Oktober 2022 schrift-

lich oder zur Niederschrift bei der Planfeststellungsbehörde (Behörde für Wirtschaft und Innovation, 

Planfeststellungsbehörde, Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg) oder bei dem Bezirksamt Hamburg-Mitte 

(Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg) erhoben bzw. vorgebracht werden. Die Frist ist eine gesetzli-

che Frist und kann nicht verlängert werden. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist das Datum des 

Eingangs. Die Versendung einer einfachen E-Mail genügt nicht. Der Eingang von Einwendungen, Stel-

lungnahmen und Äußerungen wird nicht bestätigt.  



Der Ausschluss von Einwendungen, der Ausschluss von Stellungnahmen von Vereinigungen und der 

Ausschluss von Äußerungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens durch Fristversäumnis be-

schränken sich auf dieses Planfeststellungsverfahren (vgl. § 7 Absatz 4 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und § 7 Absatz 6 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz). 

Bei Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-

listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter, gleichlautender Texte eingereicht worden sind (gleich-

förmige Eingaben), gilt für das Planfeststellungsverfahren derjenige Unterzeichner als Vertreter der üb-

rigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter be-

zeichnet ist, soweit er nicht von den übrigen Unterzeichnern als Bevollmächtigter bestellt worden ist. 

Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen, die 

die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthal-

ten oder bei denen der Vertreter keine natürliche Person ist, können unberücksichtigt bleiben. Dasselbe 

gilt insoweit, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben 

(§ 17 HmbVwVfG). 

IV. Erörterungstermin, Benachrichtigungen und Zustellungen 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungsbehördedie rechtzeitig gegen den Plan erhobenen 

Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 

Satz 5 HmbVwVfG, die rechtzeitig eingereichten Äußerungen im Sinne von § 21 Absatz 1 UVPG sowie 

die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit der Vorhabenträgerin, den Behörden, den Betroffe-

nen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben, Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Um-

weltauswirkungen des Vorhabens geäußert haben, erörtern. Der Erörterungstermin ist mindestens eine 

Woche vorher im Amtlichen Anzeiger bekannt zu machen. Die Behörden, die Vorhabenträgerin und 

diejenigen, die Einwendungen erhoben, Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Umweltauswir-

kungen des Vorhabens geäußert haben, werden von dem Erörterungstermin benachrichtigt. 

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungster-

min kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 

Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen. 

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Vorhabensträgerin mehr als 50 Benachrichti-

gungen vom Erörterungstermin oder außer an die Vorhabenträgerin mehr als 50 Zustellungen des Plan-

feststellungsbeschlusses vorzunehmen, 

a) können die Personen, die Einwendungen erhoben oder Äußerungen eingereicht haben, oder 

die Vereinigungen, die Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch 

öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden, 

b) kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen, Äußerungen und Stellungnah-

men durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Bestimmungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absätze 5 bis 7 HmbVwVfG über die Bekanntma-

chung der Auslegung, den Erörterungstermin und die Benachrichtigung vom Erörterungstermin gelten 

für die Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit nach §§ 18, 21 UVPG entsprechend (§ 18 Absatz 1 

Satz 4 UVPG). 



V. Aufwendungen 

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, durch die Erhebung von Einwen-

dungen, durch die Abgabe von Stellungnahmen, durch das Einreichen von Äußerungen, durch die Teil-

nahme am Erörterungstermin oder durch die Bestellung eines Vertreters entstehen, können nicht er-

stattet werden. 

VI. Sonstiges 

Die Planunterlagen sowie allgemeine Informationen zum Anhörungs- und Planfeststellungsverfahren 

sollen ab dem Beginn der Auslegung auch im Internet unter der Adresse 

https://www.hamburg.de/bwi/pfv 

veröffentlicht werden.  

Die Zugänglichmachung des Inhalts der in der vorliegenden Bekanntmachung enthaltenen Bekanntma-

chung nach § 19 Absatz 1 UVPG und der nach § 19 Absatz 2 UVPG auszulegenden Unterlagen (s.o.) 

erfolgen im UVP-Portal unter der Adresse  

http://www.hamburg.de/umweltvertraeglichkeitspruefungen-hamburg/.  

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Gel-

tung der Datenschutzerklärung der Planfeststellungsbehörde der Behörde für Wirtschaft und Innovation 

verwiesen, einzusehen unter der Adresse  

https://www.hamburg.de/bwi/dse.  

 

Hamburg, den 28.07.2022 

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation 

 


